
36. L'Eglise, "signe et moyen de l'union intime avec
Dieu et de l'unité de tout le genre humain" 4, répond
à l'appel de construire une civilisation de l'amour et
s'engage à la réaliser, soit à travers ses structures in-
ternes, soit dans ses initiatives de service et de colla-
boration oecuménique et interreligieuse. Elle offre un
amour désintéressé à tous les réfugiés, attire l'atten-
tion publique sur leur situation, contribue par sa
vision éthique et religieuse à guérir et à relever la
dignité de chaque personne.

Son expérience en humanité, qui s'est accrue au fil
du temps, enrichie par la réflexion et les oeuvres de
tant de personnes, permet d'offrir un apport décisif à
l'éducation des générations futures et à la formula-
tion de lois adéquates.

37. La solidarité humaine, témoignée par chaque
communauté qui accueille le réfugié et par l'engage-
ment des Organisations nationales et internationales
qui les prennent en charge, est une source d'espéran-
ce pour réussir à vivre ensemble dans la fraternité et
dans la paix.
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1 Cf. Convention relative au statut des réfugiés, adoptée le 28
juillet 1951; Protocole relatif au statut des Réfugiés, adopté le 31
janvier 1967. La Convention définit comme étant réfugiée toute
personne qui "craignant avec raison d'être persécutée du fait de sa
race, de sa religion, de sa nationalité, de son appartenance à un
certain groupe social ou de ses opinions politiques, se trouve hors
du pays dont elle a la nationalité et qui ne peut, ou du fait de cette
crainte, ne veut se réclamer que de la protection de ce pays dans
lequel elle avait sa résidence habituelle à la suite de tels événe-
ments, ne peut ou en raison de la dite crainte, ne veut y retourner"
(Art 1, A,2).
2 L'adoption en 1986 par l'Assemblée générale des Nations Unies
d'une Déclaration sur le droit au développement demanderait une
réflexion spécifique sur la possibilité d'appliquer les instruments
juridiques actuellement en vigueur aux personnes qui quittent un
pays dans lequel leur droit au développement n'est pas respecté.
Ne s'agit-il pas au fond d'une nouvelle forme de "persécution" du
fait de leur appartenance "à un certain groupe social", aux termes
de l'art. 1A. 2 de la Convention de 1951?
3 Les Nations Unies avaient convoqué en 1977 à Genève une Con-
férence internationale pour adopter une Convention sur l'asile ter-
ritorial capable de combler le vide juridique causé par l'évolution
de la problématique des réfugiés. Malheureusement, l'initiative se
solda par un échec, surtout en raison des oppositions idéologiques
entre les "blocs" de pays alors existants. Aujourd'hui, quinze ans
après, le nouveau contexte géo-politique semble suggérer un effort
renouvelé de la communauté internationale pour se doter d'un in-
strument juridique qui puisse assurer une tutelle adéquate à tous
les réfugiés du monde actuel.
4 Lumen gentium, 1.

Roma sind auch
Flüchtlinge

Anfang Februar weilten Faik Serifovik, Präsident, und Demirov Kernal, Sekretär der internationalen
Roma-Gemeinschaft, in Luxemburg. Dank der Vermittlung der unabhängigen Deputierten Françoise
Kuffer erhielt "forum" die Gelegenheit, sich mit den beiden Vertretern der europäischen Zigeuner zu
unterhalten.

"forum": Können Sie sich zunächst mal selbst vor-
stellen und erklären, warum Sie nach Luxemburg ge-
kommen sind?

Faik Serifovik: Ich bin nach Luxemburg gekommen,
um bei der Regierung vorstellig zu werden, damit sie
im Verein mit den anderen EG-Regierungen eine In-
itiative ergreife, um das Roma-Volk vor den Verfol-
gungen zu schützen, denen es in Osteuropa ausge-
setzt ist, damit es auch den Schutz der Menschen-
rechte und der Genfer Flüchtlingskonvention
genießen kann. Das Roma-Volk wird dein Luxem-
burger Volk jedenfalls dankbar sein, wenn es ihm
hilft, diese internationale Anerkennung zu erreichen.
Die Weltgemeinde der Roma erwartet bloß, daß ihre
Menschenwürde geachtet wird. Sie hat nicht die
Möglichkeit, sich mit politischen Mitteln ins Weltge-
schehen einzumischen. Sie ist sogar zu arm, um sich
auch nur weltweit Gehör zu verschaffen. Sie möchte
nur als Volk anerkannt werden. Gerade Luxemburg
könnte sich sehr gut für die Rechte des Roma-Volkes
einsetzen, z. B. im Rahmen der Europäischen Ge-
meinschaft, und ihm helfen, sich in die internationale
Völkergemeinschaft einzuordnen.

"forum": In Luxemburg hatte ich bisher kaum Gele-
genheit, mich mit Roma zu unterhalten. Normaler-
weise werden nämlich Zigeuner an der Grenze schon
angehalten und nicht ins Land gelassen. Ist das in
allen Staaten Europas der Fall? Wenn nicht, warum
ist Luxemburg besonders streng?

Faik Serifovik: Viele Staaten behaupten im Interesse
der Sicherheit ihrer Bürger so zu handeln. Die Roma
sind aber (fast alle) ehrliche Menschen. Sicher gibt
es auch unter ihnen Kriminelle, aber das berechtigt
nicht dazu, ein Urteil über das ganze Volk zu fällen.
Es ist Aufgabe der Gerichte, Unehrliche ausfindig zu
machen und zu bestrafen. Jeder Roma trägt ein Do-
kument bei sich, das ihm freie Fahrt in Benelux zu-
sichert. Er soll von ehrlicher Arbeit leben. Es gibt
keinen Grund, einen Roma allein aufgrund seiner
Rasse als unehrlich hinzustellen.

"forum": Das geschieht aber häufig, oder?

Faik Serifovik: Es kommt in der Tat vor, daß Roma,
die schlecht gekleidet sind, irrtümlicherweise von
Staatsorganen abgewiesen werden. Das ist aber un-
zulässig. Kein Gericht kann unsere Freiheit ein-
schränken.
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"forum": In den seltensten Fällen dürfte es aber zu
einem Gerichtsverfahren kommen, weil die Polizei
die Roma schon an der Grenze zurückweist, bevor sie
sich eines Vergehens überhaupt schuldig machen
konnten. Über welche Reisepapiere verfügt denn ein
Roma?

Faik Serifovik: Jeder Roma ist im Besitz eines offi-
ziellen Dokuments und eines Ausweises, der seine
Herkunft bestätigt. Und jeder Roma kann erklären,
warum er in ein bestimmtes Land einreisen will, was
er dort sucht usw. Wenn allerdings die Grenzbeamten
seine Menschenwürde nicht achten, werden sie auch
seine Ausweispapiere nicht beachten, und er wird
sofort abgeschoben. Das ist zwar illegal, aber wir
glauben, daß die Gerichte gerecht urteilen und den
Fehler wiedergutmachen.

Demirov Kemal: In Westeuropa gibt es Gott sei Dank
jetzt offene Grenzen. Wir Nomaden sind auch Euro-
päer, wir sind geboren in Europa, wir leben in
Europa, wir sterben in Europa. Aber wir hatten
immer Schwierigkeiten an den Grenzen in Europa,
vor allem an der Grenze zwischen Ost- und Westeu-
ropa. Unsere Kinder können oft viel mehr Sprachen
als seßhafte Europäer. Wir zahlen auch unsere
Steuern in Europa. Aber wir mußten immer mit der
Angst leben: falls bekaiuit wird, daß einer Roma ist,
riskiert er, seine Arbeitsstelle zu verlieren oder seine
Wohnung. Warum denn? Ein Roma bleibt immer
anonym mit einem Stück Papier. Er hatte vielleicht
einen jugoslawischen oder einen rumänischen Reise-
paß, aber das stimmte nicht: ein Roma ist kein Jugo-
slawe oder Rumäne. Er ist ein Europäer, ein Roma in
Europa. Wir haben auch das Recht, eine Arbeitsstelle
zu finden. Wir haben unsere Kultur, unsere Traditio-
nen, unsere Feiertage, unsere Sprache, und das
wollen wir nicht verlieren. Doch wir sind nur mehr
einige hundert.

"forum": Welchen Paß hat denn ein Roma-Kind?

Demirov Kemal: Ein Roma-Kind, das in Europa
geboren wird, hat einen Ausweis als Roma und einen
Ausweis des Landes, wo es geboren ist. Aber wir
wollen unsere Kultur nicht verlieren. Wieviele Roma
sind von den Nazis im KZ umgebracht worden? Wie-
viele Roma wurden in Osteuropa verfolgt? Diese eth-
nische Gruppe wird aber nicht anerkannt, von der
UNO oder der EG oder im Vertrag von Maastricht.

"forum": Wenn ich recht verstehe, wollen Sie sagen,
daß die Roma, die in Westeuropa leben, schon ihre
Schwierigkeiten haben. Und nun macht dieses
Europa zusätzlich seine Grenzen dicht (Schengener
Abkommen, Dubliner Konvention, ...) für Einwande-
rer aus Osteuropa. Macht das jetzt zusätzliche
Schwierigkeiten für die Roma?

Demirov Kemal: Es wird immer schwieriger, eine
Aufenthaltserlaubnis in Westeuropa zu bekommen.
Wo bleibt denn da die Demokratie? Wir sind keine
Asylbewerber in Europa. Wir sind eine ethnische
Minderheit. Wir brauchen die Hilfe der EG-Länder,
des EG-Parlaments: Wir brauchen einen festen
Wohnsitz, Kindergärten, eine Arbeitsstelle; wir
zahlen unsere Steuern, Miete, die Renten- und Kran-
kenversicherung. Was tun aber die Staaten: Sie
lehnen unsere Asylanträge ab. Dann müssen wir
wieder weiterreisen, nach Holland, nach Belgien,
nach Frankreich ... Wie lange noch müssen wir rei-
sende Menschen sein? Wie lange noch werden wir
grundlos als Verbrecher angesehen. Sicher gibt es bei
uns Diebe: aber keine Millionendiebe, nur solche, die
das Notwendigste zum Überleben stehlen. Ich wohne
seit 1987 in Deutschland. Ich habe zwei Kinder, die
in die 3. und 4. Klasse gehen. Meine Frau und ich
haben zwei Jahre lang gearbeitet. Eines meiner
Kinder muß am 16. März mit einem Herzfehler ope-
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riert werden. Aber am 31. März werden wir abge-
schoben werden.

"forum": Die Roma wollen also seßhaft werden?

Demirov Kemal: Das Roma-Volk wünscht Arbeits-
stellen, Studienplätze, Wohnungen, ... Es ,lvünscht,
ein normales Leben führen zu können. Wie in allen
Völkern gibt es auch bei den Roma unehrliche Men-
schen, Außenseiter, Reisende, ... Aber das Volk als
solches will nicht außerhalb der Gesellschaft leben.

"forum": Wenn es sich in die Gesellschaft integriert,
wird es auch die nötigen Ausweispapiere erhalten.
Akzeptiert denn ein Roma einen deutschen oder lu-
xemburgischen Paß, oder will er nur einen Roma-
Ausweis?

Faik Serifovik: Natürlich akzeptiert er den Paß des
Gastgeberlandes, aber er will seine kulturellen
Wurzeln, seine Sprache nicht vergessen.

"forum": Das Problem stellt sich in Luxemburg ja
auch etwa mit den Portugiesen, die seit Jahrzehnten
bei uns leben, aber ihre portugiesische Kultur nicht
verlieren wollen, ihre Kinder in die portugiesische
Schule schicken usw.. Sie wehren sich dagegen, die
Luxemburger Nationalität nur unter der Bedingung
annehmen zu können, daß sie ihre portugiesische Na-
tionalität aufgeben müssen. Das scheint auch das
Problem der Roma zu sein.

FaikSerifovik: Der Unterschied zwischen den Portu-
giesen und den Roma besteht darin, daß erstere
wählen können, wer sie sein wollen, ihre nationale
Kultur wird auch geachtet. Die portugiesische Nation
ist nicht gezwungen, sich in eine andere Nation ein-
zuordnen. Aber das Roma-Volk lebt in Europa zer-
streut.

"forum": Besten Dank!

Das Gespräch führte michel pauly am 3. Februar 1993.

"Die Luxemburger Asyl
politik ist unkontrollierbar."

Ein Gespräch mit Françoise Kuffer

Nachdem das vorliegende Dossier längst in Planung war, erhielt das Thema in den letzten Wochen
eine gewisse politische Brisanz dadurch, daß die Abgeordnete Françoise Kuffer ihren Austritt aus der
LSAP u. a. mit ihrer Meinungsverschiedenheit über die Asylpolitik der Luxemburger Regierung,
insbesondere des sozialistischen Außenministers, begründete. Der Konflikt war ein erstes Mal offenbar
geworden, als Frau Kuffer sich im Parlament weigerte, die Konvention von Dublin über eine EG-weite
Regelung der Asylprozedur mitzutragen. Dabei erklärte sie, daß sie schon damals nur unter Zwang
für das Schengener Abkommen (vgl. "forum" Nr. 125/1991) gestimmt hatte. Aus Termingründen
konnten wir die mutige Rede der Ostdeputierten nicht in der " forum "-Dezembernummer veröffent-
lichen. Inzwischen kann jeder interessierte Bürger sie im Kammerbericht (Compte rendu no 2/92-93,
Kol. 500-508) nachlesen. "forum" unterhielt sich mit Françoise Kuffer über die Asylpolitik, aber auch
über die Rolle der Abgeordneten im allgemeinen: Überlegungen, die sicher auch im Rahmen der
"forum" -Serie über den Staat Interesse finden werden.

"forum": Meine erste Frage: Wie schätzen Sie die
Asylpolitik in Luxemburg ein, als liberal oder als re-
striktiv?

Françoise Kuffer: Das erste Problem der Luxembur-
ger Asylpolitik besteht darin, daß sie sehr schwer zu
kontrollieren ist, da es nur eine Praxis und keine re-
glementarischen Texte gibt, an die der Minister oder
die Verwaltung sich zu halten hätten. Es ist auch sehr
schwer, an Informationen und Daten zu kommen,
wie das Asylrecht in der Praxis gehandhabt wird. Ich
kenne ein paar konkrete Fälle, die mich nicht zum
Urteil kommen lassen, die Luxemburger Asylpolitik
sei liberal. Das wird bestätigt von der Antwort, die
der GAP-Abgeordnete Robe rt Garcia auf eine parla-
mentarische Anfrage erhielt: 1992 beantragten 120
Personen aufgrund der Genfer Konvention das Statut
als politische Flüchtlinge in Luxemburg; einem ein-
zigen Antrag wurde stattgegeben, 15 bleiben noch in
der Schwebe, alle anderen wurden abgewiesen oder
erübrigten sich aus einem anderen Grund (vgl. die

genauen Zahlen oben S. 12). Da kann man m. E. nicht
von einer sehr liberalen Handhabung sprechen.

"forum": Hat sich die Praxis denn in den letzten
Jahren verschärft? In der Vergangenheit wurde doch
mehr als nur einem Antrag pro Jahr stattgegeben.

Françoise Kuffer: Ich bin in der Tat der Meinung,
daß die Praxis immer restriktiver wird. Das merkt
man nur nicht so offen, weil die zahlreichen jugosla-
wischen Flüchtlinge zur Zeit im Land sind. Ich muß
unterstreichen, daß die jugoslawischen Flüchtlinge
keine politischen Flüchtlinge sind. Sie genießen ein
Sonderstatut, das alle sechs Monate verlängert
werden kann, oder nicht. Die rund 1700 Flüchtlinge
aus ex-Jugoslawien dürfen also nicht über den einen
politischen Flüchtling hinwegtäuschen, der 1992 an-
erkannt wurde.

"Forum": Ist diese Verschlechterung der Lage zu Un-
gunsten der Asylbewerber denn schon eine Folge der
Abkommen von Schengen und Dublin?
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